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Beschlussvorlage 

 
Vorlage-Nr.: BV/0054/2017  Datum: 03.02.2017

Kulturdezernentin 

Verfasser: 40-Kultur- und Schulverwaltungsamt Az: 40/Mü 

Gremienweg: 
 

 
 

 einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 
 verwiesen  vertagt  geändert 

Stadtrat 

 

09.03.2017 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 
 verwiesen  vertagt  geändert 

Haupt- und Finanzausschuss 

 

20.02.2017 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 
 verwiesen  vertagt  geändert 

Schulträgerausschuss 

 

16.02.2017 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 
 
Betreff: Einrichtung einer Ganztagsschule an der Clemens-Brentano-/Overberg 

Realschule plus 
 
Beschlussentwurf:  
Der Stadtrat befürwortet die Einrichtung einer Ganztagsschule an der Clemens-Brentano-/ 
Overberg Realschule plus zum Schuljahr 2018/2019 und beauftragt die Verwaltung 
gemeinsam mit der Schule fristgemäß zum 31.März 2017 einen Antrag bei der Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion zu stellen.  
 
Begründung:  
In der Unterrichtungsvorlage zur Einrichtung weiterer Ganztagsschulen (UV/0297/2016) 
wurde im Schulträgerausschuss am 25. November 2016 und im Haupt- und Finanzausschuss 
am 05. Dezember 2016 u.a. bereits darüber informiert, dass an der Clemens-Brentano-/ 
Overberg Realschule plus zum Schuljahr 2018/2019 eine Ganztagsschule in Angebotsform 
eingerichtet werden soll.  
 
Im Rahmen des formellen Antragsverfahrens bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
(Fristende 31.03.2017) ist es u.a. erforderlich, 
 

 das schulische Bedürfnis (gemäß § 91 Abs. 1 SchulG) unter Berücksichtigung des an 
der Schule erhobenen Bedarfs zu begründen,  

 die Art und den Umfangs sowie die Konzeption des gewünschten 
Ganztagsschulangebotes darzulegen, 

 Beschlüsse der schulischen Gremien (Elternbeirat, Schulausschuss, Gesamtkonferenz, 
Örtlicher Personalrat) nachzuweisen, 

 Beschlüsse der kommunalen Gremien nachzuweisen (Schulträgerausschuss und 
Stadtrat),  

 den notwendigen Raumbedarf für den Betrieb der Ganztagsschule mit eventueller 
Deckung aus dem aktuellen Raumbestand oder Angaben zu notwendigen 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 
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Erweiterungsmaßnahmen darzustellen. 
 
Die Clemens-Brentano-/Overberg Realschule plus ist mit derzeit 572 Schülerinnen und 
Schüler die schülerstärkste Realschule plus in der Trägerschaft der Stadt Koblenz und verfügt 
über eine zentrale Lage im innerstädtischen Bereich. Allerdings ist sie bisher die einzige 
Realschule plus ohne ein entsprechendes Ganztagsschulangebot.  
 
Die Schule hat bereits im Rahmen einer Arbeitsgruppe ein Konzept für die Ganztagsschule 
erarbeitet, welches als Anlage beigefügt ist und in der Sitzung des Schulträgerausschusses am 
16. Februar 2017 durch Vertreter der Schule entsprechend vorgestellt wird.  
 
Derzeit läuft noch eine freiwillige Elternbefragung bei den jetzigen fünften und sechsten 
Klassen sowie bei den Schüler/innen, welche zum Schuljahr 2017/2018 neuangemeldet 
werden, um den aktuellen Bedarf bei der Antragsstellung nachweisen zu können. Es ist 
aufgrund einer Befragung aus dem vergangenen Jahr davon auszugehen, dass die 
Mindestanzahl von 54 Schüler/innen erreicht wird.  
 
Gemäß den Schulbaurichtlinien und der Schulbauförderung sind für den Ganztagsschulbetrieb 
eine Mensa und ein Speiseraum erforderlich. Einzelne weitere Räume können entsprechend 
dem Profil der Ganztagsschule vorgesehen werden.  
 
Da die erforderlichen Räumlichkeiten für den Ganztagsschulbetrieb nicht durch den aktuellen 
Raumbestand abgedeckt werden können, ist ein entsprechender Ergänzungsanbau notwendig 
(aktueller Kostenrichtwert im Schulbau 3.296 € pro Quadratmeter). Konkrete Planungen 
können jedoch erst nach Beschlussfassung im Rahmen des Antragsverfahrens beauftragt 
werden.   
 
Sofern der Antrag zur Einrichtung einer Ganztagsschule in Angebotsform bewilligt wird, und 
ein verbindliches Anmeldeverfahren mit dem Erreichen oder Überschreiten der 
Mindestschülerzahl nachgewiesen werden kann, wird die Einrichtung mit einer sogenannten 
Pauschalförderung i.H.v. 75.000 € vom Land gefördert. Dieser Betrag kann sowohl für 
kleinere räumliche Anpassungen und für Ausstattungsinvestitionen verwendet werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 


